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teparkin 
onkann 
autwerden 
boner Stadtrat lãsst sich 
beeindruclcen von den 
:n des geplanten Skate-. 
::lie derzeit Unterschriften 
:ln, um den Bau der An
verhindern. Am Dienstag 
nigte die Behõrde die 
tgsvereinbarung und den 
sionsvertrag mit dem 
~rein Arbon, der den 
:uk bauen will. Gestern 
Vertreter der Stadt und 
:eins die Dokumente mit 
,aufzeit Von jeweils zehn 
unterzeichnet- entgegen 
unsch d er Gegner. Si e ver
einen Baustop bis zur Ab
mg über die Initiative. 

m en Grund fiir Stop 

sei nicht mõglich, sagt 
nmann Andreas Balg auf 
~- Der Verein habe das 
seine Plãne realisieren zu 
t: Das Parlament habe 
1 Frühling das Land im 
kareal zur Verfügung ge
:J.d einen Kostenbeitrag in 
the von 170 000 Frarlken 
:hen. Zudem liege die 
:chende Bewilligung des 
s durch den Kanton vor. 
Stadtrat denlct auch nicht 
den Inhalt der Vertrãge 
eh zu machen, wie das 
gner der Anlage verlan
acht Balg Idar. Das wür
~ bei Leistungsvereinba-
nie tun. Es gebe keinen 
von dieser Praxis in die
~ abzuweichen, sagt Balg. 
. Baubeginn steht nichts 
m Weg. Der Skateverein 
mr noch eine offizielle 
eige machen, was nach 
~ von Vorstandsmitglied 
.uer reine Formsache sei. 
~enau die Bagger auffah
st er offen. (mso) · 

tschirm Open 
J.pstein 
,_ Heute Samstag findet 
Ebenalp das Ostschwei

ltschirm Open statt. Ge
itteilung der Veranstalter 
ier grõsste Gleitschirm
npf der Ostschweiz. Der 
lst Bestandteil des Swiss 
!iner nationalen Wett
~rie zur Fõrderung am
rter Nachwuchspiloten. 
lnehmer müssen in der 
en festgelegten Parcours 
.st schnell absolviere;n. 
~t wii:d auf der Ebenalp, 
t in Wasserauen, von WO 

Spelctalcel in d er Luft rnit-
werden kann. Bislang 

>ich laut Organisatoren 
Piloten angemeldet. Der 
Olgt zwischen 11.30 und 
[re d.) 

V i ufwand, wenig u t en 
Wãhrend 15 Jahren wurden di e Primarlehrkrãfte i m Kanton S t. Ga l l en mit einem lohnwirksamen Qualifikationssystem 
bewertet. Nu n wird es wohl abgeschafft. Es ist überflüssig geworden un d war weitgehend wirkungslos. · ·· 

ANDREAS KNEUBÜHLER 

ST.GALLII:N. Seit 1999 gibt es im 
Kanton St. Gallen ein lohnwirk
sames Qualifilcationssystem für 
Lehrkrãfte der Volksschule. Nun 
wird es falctisch abgeschafft. 

- Mit dem in der Junisession 
vom .Kantonsrat in der ersten 
Lesung gutgeheissenen netien 
. Berufsauftrag für Lehrkrãfte ist 
es k:üllftig den Gemeinden über~ 
lassen, o b sie das Verfahren wei
terhin durchführen wollen. Das 
Qualifikationssystem war eine 
typische Folge der politischen 
Entwicklungen in den 1990er
Jahren: Aufgrund von adaptier
ten Managementtheorien (New 
Public Management) wurden 
überall in den õffentlichen Ver
waltungen Varianten von Leis
tl.Íngslõhnen eirigeführt. Schwie
rig war die ·Umsetzung in den 
Schulen. Dort fehlte es an mess
baren Kriterien. Die St. Galler Re
gierung stellte damals fest, dass 
der Unterrieht der Volksschul
lehrkrãfte wegen ihrer alleinigen 
:((lassenverantwortung «und der 
eingeschrãnleten Urteilsf~gkeit 
.der Schulldnder» wenig trarispa~ 
rent sei. 

A~ndigeVerfahren 

Trotzdem bastelten fast alle 
Kantone an eigenen lohnwirksa
men Modellen für die Lehrkrãfte. 
Dasjenige des Kantons St. Gallen 
startete im August 1999 unter 
dem Namen Systematische 
Lohnwirksame Qualifikation 
(SLQ). Seither werden die Leis
tungen der Lehrerinnen und 
Lehrer dreimal in ihrer Berufs
laufbahn mit einem au:fwendi
gen Verfahren überprüft. Nur 
wenn sie bestehen, steigen sie 
eine Lohnldasse hõher. Das Ver
fahren stand aber stets in der 
Kritik - unter anderem weil 
kaum je ungenügende Bewer
tungen erfolgten. Zudem finden 
ausgerechnet in d en schwierigen 
letzten 20 Jahren vor der Pensio
nierung keine Qualifilcations
runden mehr statt. 
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Di e Leistungen d er St. Galler Lehrkrãfte werden künftig wohl nicht mehr mit d em aufwendigen lohnwirksamen Qualifikationssystem bewertet. 

Beim Start im August 1999 
waren die Ansprüche noch hoch 
gewesen. Der damalige Erzie
hungschefHans Ulrich Stõclding 
kiíndigte an, zwar solle es kein 
Vollcssport werden, «Lehrkrãfte 
sclllecht zu qualifizierem>. Wenn 
aber eine Lehrperson mehrmals 
bei der Qualifikation die Krite
rien nicht oder nur ungenügend 
erfülle, kõnne dies im Ex:tremfall 

· zur Entlassung führen, drohte 
Stõckling. 15 Jahre spãter war im 
Kantonsrat die Meinung ziem
lich einhellig: Von SVP bis SP 
wurde das SLQ-Verfahren in der 
Debatte als zu au:fwendig und als 
«nicht zielführend» bezeichnet. 

Heute seien Mitarbeitergesprã
che die richtige Lõsung, erldãrte 
etwa der Sprecher der SVP-Fralc
tion. 

Regierung verteidigte System 

. Di e St. Galler Regierung hatte 
das System in all den Jahren stets 
verteidigt. Der Beginn sei «er
mutigend», erldãrte sie e'(:Wa im 
Jahr 2000 kurz nach der Einfüh
rung. Auch danach gab es lceine 
Anpassungen, obwohl die Um
stellungen in der Schulorganisa
tion die Ausgangslage verãnder
ten: Zu ,den Aufgaben der mit 
neuen Kompetenzen ausgestat
teten SchUneitungen gehõren 

nãmlich jãhrliche Mitarbeiterge
sprãche. Noch 2013 antwortete 
die Regierung auf einen lcriti
schen Vorstoss von zwei CVP
Kantonsrãten, die Erfahrungen 
mit SLQ seien insgesamt positiv. 
«Rüclcrneldlingen zeigen, dass 
Lehrpersonen Befriedigung und 
Stolz über das Erreichte ãusser
ten.» Kritik habe es vor allem · 
auf der «gewerkschaftlich-politi
schen Ebene» gegeben. 

DtrrChfalllquote niicht bek<mnt 

Wie viele Lehrpersonen das 
Qualifikationsverfahren nicht 
bestandi:m, ist nicht bekannt. 
Dazu gebe es lceine Datenlage, . 

erldãrte das Bildungsdeparte
ment 2013. Die · Anzahl der 
durchgefallenen Lehrlcrãfte sei 
«nicht relevant». Immerhin wur
de eingerãumt, «dass nur verein
zelte Lehrpersonen nicht genü
gen». Die Zahlen dürften ãhnlich · 
gewesen sein, wie beim entspre
chenden Verfahren für Mittel
schullehrer, zu dem vor einigen 
Jahren Angaben verõffentlicht 
wurden. Das System war 2004 
eingeführt worflen, bis 2007 hat
te keine einzige Lehrlcraft der 
Mittelschulen im Kantón St. Gal
len ein negatives Resultat erhal
ten. Alle bekamen entweder di e· 
Bewertung gu t- oder sehr gut. 

----------------~------------~ 

St. Galler FDP hat' s erfunden · 
Di e FDP S t. Gallen bilanziert ei n Jahr unter d em Motto «Freisinn - Gemeinsinn». 
Auch die FDP Schweiz zieht mit Gemeinsinn als liberalem Wert in .den Kampf . 
FRITZ ~ICHSEL 

RORSCIHACH. Kampfansage an die 
Korikurrenz für die anstehenden 
Wahlrunden? Aufrüttelnde Bot-· 
schaft an die Basis einer Partei, 
die Terrain zurückerobern will? 
Nein. Auch die FDP des Kantons 
St. Gallen hãtte zwar mehi: Auf
merksarrikeit nõtig, .bleibt sich 
aber treu: Mit D at eri und Falcten 
berichten die Prãsidenteri von 
Partei, Fralction und Gruppen 
am Parteitag in Rorschach über 
die Arbeit wãhrend eines Jahres. 

Rrfolge umd Niededagen 

Die Parolen der FDP stimmen 
oft überein mit Entscheiden des 
Vollcs. Kantonalprãsident Marc 

' Mãchler erinnert an Erfolge mit _ 
Kampf gegen. Abschaffllng der 
Wehrpflicht, maximales Lohn
verhãltnis 1:12 oder Mindest- · 
lohn. Er muss aber auch Nieder
lagen vermelden. Diese zeigen, 
dàss zentrale Anliegen der FDP 
ni eh t mehr immer eine Mehrheit 
finden: Trotz Befürclltungen der 
WutschaftJa zu weniger Einwan-

richte von Elisabeth Zwicky Mo
simann für die FDP-Frauen, Ni
cole Zürcher Fausch für die Um
weltfreisinnigen und Christoph 
Graf für die Jungfreisinnigen: 
Alle luden die Bevõlkerung zu 
speziellen Anlãssen ein, lebten 
Gemeinsinn àls freiwilligen Ein
satz für die Gemeinschaft vor 

·un d melden MltgliE~derzuwachs. 

<<Alle Sparbeschlüsse wnsetzem> 

Fralctionsprãsident Reinhard 
Rüesch sieht die Arbeit der FDP 
im Kantonsrat bestãtigt: «Wie wir 
bereits 2012 sagten, war entge
gen der Annallmen der Regie
rung und anderer Parteien ein 
drittes Sparpaket nõtig. Dass der 
Kanton 2013 trotzdem 68 Millio
nen Franlcen Defizit machte, 
zeigt: Wir sparen den Staat nicht 
zu Tode.» Als richtig un d umsetz
bar erweise sich auch der' B.e
schluss auf Antrag der FDP, beim 
Kanton künftig ohne Gewinn
anteil von der Nationalbarlk zu 
budgetieren. Rüesch ruft zu Ei:r;t
satz für die Verwirklichung aller 
Sparbeschlüsse auf. auch bei zu 

«Hier stehen regionale Bedürf
nisse vor Parteizugehõrigkeit.» 

Beitspiel ffur Gemeinsinn 

Die Freisinnigen tagten in 
Werkstãtten des HPV, des Trãger
vereins von Einrichtungen für 

. Menschen mit Behinderung un
ter Leitung von FDP-Kantonsrat 
Andreas Hartrnann. Er stellte 
eine von der õffentlichen Hand 
un d Freiwilligen getragene Insti~ 
tution vor, die 500 Leute be
schãftigt und jãhrlich fünf Mil
lionen Frariken sel b er erwirt
schaftet im Markt. Für Marc 
Mãchler stimmt das voll überein 
mit «Freisinn- Gemeinsinn». 

Strategie der FDP 

Die FDP Schweiz entwickelt 
eine Strategie für unser Land 
unter .dem Motto «Freiheit, Ge

·meinsinn und Fortschritt». Zur 
. Freude des St. Galler Prãsidenten 
enthãlt sie auch den Schwer-
punkt seiner Kantonalpartei. Bei 
ihr eriãuterte d er bald ins Depar
tement von Bundesrat Schnei
der-Ammann wP.r.hsP.lnrlP C::PnP-

Regierung gegen 
Online-Einbürgerungstest 
FRAUEII'IFELD. Wie viele Gemein
den gibt es in der Schweiz? Wie 
setzt sich die Bundesversamm
lllhg zusammen? Wer war ·Henri 
Dufour? Solche Fragen kõnnen 
Einbürgerungswillige im Kanton 
Aargau im Internet beantworten 
- und so für den Einbürgerungs
test in ihrer Wohngemeinde 
üben. Diese wiederum Icann die 
Testfragen für ihren eigenen Ein
bürgerungstest nutzen. 

Chancenglleichheit erhõben 

Einen solchen standardisier
ten . Internet-Einbürgerungstest 
wollen auch SVP-Kantonsrat 
Hermann Lei und die grüne Kan
tonsrãtin RegÍD:a Rüetschi im 
Thurgau. Lei ist Prãsident, Rüet
schi Mitglied der Einbürgerungs
komrnission der Stadt Frauen
feld. «Die heutige Situation ist 
unbefriedigend», sagt Rüetschi. 
Heute gingen dieGemeinden bei 
den Fragen teilweise nicht pro-

. fessionell genug vor. Ein standqr
disierter Test mit einem grossen 
Fundus an Fragen würde die 
Chancengleichheit der Einbü;r-
aP.r11naclr!:tnrlTrl!21-ton a..-"hr.h.-..T"& 

kann sich nicht jeder leisten», 
sagt die Kantonsrãtin. 

Rüetschi ist enttãuscht, dass 
der Regierungsrat nichts von ei
nem Online-Test wissen will. Er 
empfiehlt einen entsprechenden 
Antrag von Rüetschi und Lei zur 

. Ablehnung, wie es in der gestern 
verõffentlichten Antwort heisst. 
Die Thurgauer Regierung stellt 
sich auf den Standpunlct, dass 
d er Kanton :P,ier nicht zustãndig 
sei. «Es 'ist Aufgabe und Verant
wortung der zustãndigen Ge
meinde, die Eignung der einbür- . 
gerungswilligen Personen zu v 

prüfen», heisst es im Schreiben. 
Die Gemeinden hãtten jeweils 
ein Prüfungsprogran:J.ID festge
legt, das auf ihre Bedürfnisse zu-
. geschnitten sei. Wenn die Ge
meinden einen Icantonsweit 
standardisierten Test wollten, 
sollen sie selber alctiv werden. 

Keine Auügabe ollme Geseí:z 

Da der Kanton im Zuge des 
Sparprogramms gerade seine 
Leistungen überprüft habe, sei 
es falsch, ein neues Angebot 
,....}........., .................................. 1.: ..... 1... ..... - .... __ .e.___- -~-.e_ __ 


